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Die „Befreiung aus den Klauen
des Staats“

Mit dem Hochschul„freiheits“gesetz
will der nordrhein-westfälische Innova-
tionsminister die Universitäten seines
Landes vom „Gängelband des Staats“
befreien und sich von staatlichem Diri-
gismus verabschieden. Von staatlicher
Bevormundung sollen die Hochschulen
befreit werden. Wären sie aufgrund des
bisherigen Hochschulgesetzes wirklich
gegängelt oder bevormundet worden,
hätte Nordrhein-Westfalen das Grund-
gesetz fortwährend verletzt. Die Hoch-
schulen sollen in einem Maß autonom
werden, das bundesweit einzigartig ist.
Durch dieses Gesetz soll Nordrhein-
Westfalen das
mit weitem Ab-
stand freiheit-
lichste Hoch-
schulrecht aller
Bundesländer bekommen. Die Jungen
Liberalen wunderten sich gar über ihre
Altersgenossen: Warum sollte protes-
tiert werden, wenn die „Studenten aus
den Klauen des Landes befreit“ wer-
den? So überhöht der Anspruch, so trü-
gerisch die Ausführung des Gesetzes:
Das Freiheit versprechende Gesetz ist
ein Etikettenschwindel. Die entstaat-

lichten Universitäten in Nordrhein-
Westfalen werden an Freiheit nicht ge-
winnen, sondern verlieren. Dafür nur
zwei Beispiele: Sie können ihren Präsi-
denten/Rektor nicht mehr eigenständig
und unbeeinflusst wählen und keine zu-
sammenhängende Grundordnung erlas-
sen, sondern darin nur im Gesetz be-
stimmte Fälle punktuell regeln.

Die Hochschulen an der
Kandare

Die Universitäten werden an die Kan-
dare genommen: Im Verhältnis zum
Land wird die Autonomie der Hoch-
schulen nämlich durch neuartige Ziel-
vereinbarungen begrenzt. In ihnen legt

das Land fest, welche strategischen Zie-
le seine Universitäten zu verfolgen ha-
ben. Die Hochschulen sollen ergebnis-
orientiert gesteuert werden. In der Spra-
che des Konzernrechts sind das Beherr-
schungsverträge. Unterwirft sich die
Universität nicht dem (möglichen) Dik-
tat des Ministeriums, setzt sie die Finan-
zierung des staatlichen Anteils auf’s

Spiel. Kommt eine Ziel- und Leistungs-
vereinbarung mit der Universität nicht
zustande, definiert das Ministerium
selbst die Zielvorgaben der von den
Universitäten zu erbringenden Leistun-
gen. Vertragsparität sieht anders aus.

Der Hochschulrat und die
Hochschulleitung

Nicht weniger gravierend ist die institu-
tionelle Schwächung der Hochschulau-
tonomie durch den Hochschulrat. In
der Praxis kommen die Mitglieder von
Hochschulräten vorwiegend aus der
Wirtschaft, wie bereits existierende
Hochschulräte in Bayern und Baden-
Württemberg zeigen. Doch auch Vertre-
ter der Gewerkschaften werden nicht
lange auf sich warten lassen. Die Hoch-
schulen selbst haben nur geringen Ein-
fluss auf die personelle Zusammenset-
zung ihres neuen Gremiums Hoch-
schulrat. Welche Probleme hier entste-
hen können, zeigt sich schon jetzt an
der Universität Paderborn im Fall Höh-
ler.

Durch diese Institution gewinnen
vor allem die Drittmittelgeber festgefüg-
te Machtpositionen innerhalb der Uni-
versitätsstruktur für ihr finanzielles En-
gagement in der Forschung. Das liegt in
der Logik des Centrums für Hochschul-
entwicklung der Bertelsmann Stiftung
und des Stifterverbands für die Deut-
sche Wissenschaft, deren Geist das Ge-
setz atmet. Hochschulräte in Nord-
rhein-Westfalen bekommen durch das
Hochschulfreiheitsgesetz weitreichende
Herrschaftsbefugnisse: Der Hochschul-
rat besitzt eine unmittelbare strategi-
sche Funktion für die künftige Entwick-
lung der Hochschule, er übt die Auf-
sicht über das durch die Hochschullei-
tung erledigte operative Geschäft aus, er
wählt deren Mitglieder und kann sie ab-
wählen, er befindet über den Hoch-
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schulentwicklungsplan sowie die Ziel-
vereinbarung mit dem Ministerium. Die
Verteilung der öffentlichen Mittel in der
Universität wird vom Hochschulrat ge-
steuert. Welche Gestalt die Fachaufsicht
durch den Hochschulrat annehmen
soll, ist unabsehbar.

Und wen mag der Hochschulrat
zum Präsidenten wählen? Jeden, der ei-
ne abgeschlossene Hochschulausbil-
dung und eine der Aufgabenstellung an-
gemessene Leitungserfahrung besitzt.
Präsident kann ein Externer sein. Er
soll dem neuen Berufsleitbild des Wis-
senschaftsmanagers entsprechen. Erfah-
rungen als Wissenschaftler sind nicht
besonders gefragt.

Kommt es zu Konflikten zwischen
dem Hochschulrat und der Hochschul-
leitung, ist deren Position schwach:
Denn der Vorsitzende des Hochschul-
rats ist Dienstvorgesetzter der haupt-
amtlichen Präsidiumsmitglieder. Hält
das Präsidium Beschlüsse oder Maß-
nahmen des Hochschulrats für rechts-
widrig, kann es diese nicht etwa bean-
standen oder auf Abhilfe dringen.
Schließlich kann der Hochschulrat den
Präsidiumsmitgliedern – entsprechend
dem Aktienrecht – das Vertrauen ent-
ziehen und sie abwählen. Die Universi-
tät kann sich etwaiger Eingriffe des
Hochschulrats nicht unter Berufung auf
eigene Grundrechtspositionen erweh-
ren; denn der Hochschulrat ist der Uni-
versität als Organ implementiert, seine
Mitglieder sind kraft gesetzlicher Fikti-
on Mitglieder der Hochschule.

Wem gegenüber legt der Hochschul-
rat Rechenschaft ab? Wer wird die Uni-
versität vor ihrem Hochschulrat schüt-
zen? Die Universitäten einem derart un-
kontrollierten Fremdeinfluss auszuset-
zen und ihnen dabei Freiheit und Auto-
nomie zu versprechen, klingt zynisch.

Der Staat und die Hochschulen
Das Verhältnis zwischen Staat und
Hochschulen soll auf eine neue Grund-
lage gestellt werden, die zu deutlichen
Autonomiegewinnen für die Hochschu-
len führen soll. Tatsächlich zieht sich
der Staat allmählich aus den Universitä-
ten zurück, weil er sie nicht mehr aus-
reichend finanzieren kann, und über-
lässt das Feld der Wirtschaft. Er be-
schränkt sich auf Zuschüsse zum Hoch-
schuletat. Die Interessen aller am
„hochschulischen Betrieb“ „Beteiligten“
sollen in einen angemessenen Ausgleich
gebracht werden. Dabei sollen sich die
Hochschulen als Forschungspartner der
Wirtschaft positionieren. Der Hoch-

schulrat ist als Transmissionsriemen für
die Impulse aus Wirtschaft und Gesell-
schaft konstruiert.

Die Hochschulen und ihr
Nutzen

Der Wissenschaftsfreiheit liegt der Ge-
danke zugrunde, daß eine von gesell-
schaftlichen Nützlichkeits- und politi-
schen Zweckmäßigkeitsvorstellungen
freie Wissenschaft Staat und Gesell-
schaft am besten dient. Kenner fürch-
ten, daß die Hochschulen der Regie der
Wirtschaft unterstellt werden und ihren
gesamtgesellschaftlichen Auftrag verlie-
ren. Die Hochschulen werden dabei
ebensowenig an Selbständigkeit gewin-
nen wie die vermeintlich Bevormunde-
ten im Zuge anderer Emanzipationsbe-
wegungen. Sie werden in weitaus grö-
ßere Abhängigkeiten geraten als bisher.

Werden wir in Zukunft mit einer öf-
fentlich-privaten Bertelsmann-Universi-
tät, einer E.On-Universität, einer Bayer-
Universität rechnen müssen?  Zur Freu-
de des bayerischen Wissenschafts-
ministeriums existiert an der Fachhoch-
schule Würzburg bereits ein Hörsaal
mit dem Namen „Aldi“, orange-blau mit
Firmenemblem „gebrandet“. Man kennt
derartiges aus Fußballstadien: Allianz-,
AOL- und Commerzbank-Arena, Rhein-
Energie-Stadion. In einer solchen Hoch-
schullandschaft degeneriert die Freiheit
der Wissenschaft zum moralischen Fei-
genblatt.  Es müsse – so Pinkwart – ein
„Bekenntnis der Hochschulen zum
Nutzen“ geben. Das wissenschaftliche
Streben nach Erkenntnis ist kein Zweck
mehr an sich, dient nicht mehr dem Ge-

winn an Freiheit, sondern wird unter
den Vorbehalt ökonomischer Nützlich-
keit gestellt. Die Universitäten sollen
die Aufgabe der Entwicklungsabteilun-
gen von Wirtschaftskonzernen über-
nehmen. Unter Fremdeinfluss gewon-
nene Ergebnisse erhalten das Siegel der
Wissenschaftlichkeit. Der akademische
Nachwuchs wird zum Humankapital
als Produktionsfaktor. Schöne neue
Welt! Humboldt Ade! Kleine, vor allem
geisteswissenschaftliche Fächer ohne
ökonomischen Nutzen – auch die Theo-
logie – sowie kritische Wissenschaftsbe-
reiche werden kaum Chancen haben,
sich zu halten, bestenfalls als Alibi oder
luxuriöses Schmuckstück.

Die Perspektive
Was ist zu tun? Der Staat sollte sich auf
so viele öffentliche Universitäten kon-
zentrieren, wie er (noch) finanzieren
kann. Die Wirtschaft sollte eigene pri-
vate Universitäten gründen, wie z. B.
die Bucerius Law School. Das fördert
Konkurrenz und Transparenz. In den
USA unterscheidet man trefflich zwi-
schen staatlichen und privaten Univer-
sitäten.

An nordrhein-westfälischen Univer-
sitäten gilt künftig das Motto: „Wer be-
zahlt, bestimmt die Musik“ (Hochschul-
rat) oder „Wes’ Brot ich ess’, des’ Lied
ich sing’“ (Präsidium). Schon der Volks-
mund weiß: „Hunde beißen nicht die
Hand, die sie füttert“ (...?). Freiheit ist
das nicht, jedenfalls nicht die Freiheit
des Geistes.
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Der Regie der Wirtschaft unterstellt? 
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